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Pankow tarnt neue Rekru tierungen
Auffallend v ie le  sowjetische Ausbilder —  Es kam doch heraus

Seit Ende August werden überall in der Zone, die Ausbildungs­
lager der’ „Gesellschaft für Sport und Technik“ von Offizieren 
der Kasernierten Volkspolizei „ausgekämmt“. 90 Prozent der 
allmonatlich durch diese Lager gehenden Jugendlichen ziehen 
anschließend — oft ohne Zwischenurlaub — die olivfarbenen 
Uniformen, der KVB-Divisionen an. In den Bezirken Neu­
brandenburg, Erfurt und Dresden wurden neue Abteilungen in 
BivisionsstÜrke aufgestellt. Sie unterscheiden sieh von den bis­
herigen Einheiten durch eine auffallend starke Beteiligung 
sowjetischer Ausbilder und wesentlich stärkere Bewaffnung. 
Ihre Aufstellung wird von den KVP-Heeresgruppen in raffi­
nierter Weise getarnt.

Man kam hinter diese Maß­
nahmen, als plötzlich verschie­
dene kleinere Garnisonen der 
kasernierten Volkspolizei aufge­
löst wurden und der Bevölke­
rung erzählt wurde, die betref­
fenden Einheiten kehrten ins 
Zivilleben zurück. Da sich je­
doch weitgehend Kontakte mit 
einzelnen Soldaten angebahnt 
hatten, erfuhren die Anwohner, 
daß die Truppen lediglich in 
eine genau entgegengesetzte 
Gegend der Zone verschickt 
wurden. Man verfolgte diese 
Manöver und stellte fest:

Bereits während des Trans­
ports wurden die Einheiten auf­
geteilt und für verschiedene 
Garnisonen bestimmt. Dort 
stellte man sie bei der Ankunft 
als vorübergehend zur Ausbil­
dung weilende Truppen eines 
benachbarten Standorts vor. 
Einmal einquartiert, blieben die 
Einheiten natürlich da und fie­
len, wie man hoffte, nicht weiter 
auf.

In die ursprünglich aufgelöste 
Garnison aber rückten nach kur­
zer Zeit neue Rekruten, eben 
jene aus den GST-Lagern ge­
holten 18- bis 20jährigen, ein.

Nach dem Fehlschlag der 
zahlreichen Werbekampagnen 
ist die kasernierte Volkspolizei 
in Zusammenarbeit mit der SED 
zu rigorosen Methoden über­

gegangen. Oberschülern, die 
selbst wenn man ihnen die Offi­
zierslaufbahn anbietet, den Waf­
fendienst verweigern, wird ein 
Studium rundweg abgelehnt. 
Ein weitverzweigtes Bericht- 
und Karteisystem sorgt dafür, 
daß der Betreffende keine ange­
messene Berufsausbildung er­
halten kann. Man geht so weit, 
daß die Entscheidung, ob der 
Schüler zur KVP geht oder 
nicht, bereits vor der Abschluß­
prüfung' verlangt wird und das 
Prüfungsergebnis maßgeblich 
beeinflussen kann.

In Großbetrieben werden Ju­
gendliche unter dem Vorwand, 
man wolle sie auf Ingenieur­
schulen schicken, zu den FDJ- 
und Parteileitungen bestellt. 
Man läßt sie ihre Arb eitsVer­
hältnisse formgerecht kündigen, 
um ihnen dann zu eröffnen, die 
vorgesehenen Studienplätze hät­
ten nicht gereicht. Man werde 
sie jedoch für die Ingenieur­
offiziers - Laufbahn der KVP 
übernehmen.

Abgesehen von diesem Betrug 
hat kaum einer der Jugend­
lichen die Chance, die Offiziers­
oder gar Ingenieuroffiziers-Lauf- 
bahn einzuschlagen. Sie werden 
unter dem Vorwand, erst ein­
mal die Praxis zu studieren, die 
neuen Artilleristen und Pioniere 
der in großer Umstellung be­
griffenen KVP.

Es sind Anzeichen vorhanden, 
daß die kasernierte Volkspolizei 
eine neue „Heeresgruppe Mitte“ 
im Raum Potsdam-Brandenburg 
aufstellen will.

Viele diesem Raum benach» 
barte Einheiten erhielten in den 
letzten Wochen umfangreiche 
Waffentransporte, die sie selbst 
gar nicht verwenden können. 
Die Waffen und Geräte stehen 
meist in stark bewachten Ab- 
stell-Lagern. Die Ansicht, daß 
es sich um die Aufstellung einer 
weiteren Heeresgruppe handelt, 
wird dadurch bestärkt, daß sich 
zahlreiche von Kriegsschulen 
der Sowjetunion zurückgekehrte 
Offiziere in Potsdam und Ost- 
berlin als „z.b.V." in Wartestel- 
lung befinden.

Zahlenmäßig mag die KVP seit 
Ende Juli um etwa 20 000 Mann 
angewachsen sein. Das beschleu­
nigte Tempo weist darauf hin, 
daß sie ihren Personalbestand 
tatsächlich innerhalb eines Jah­
res verdoppeln will.

Die anfangs ins Hintertreffen 
geratene „Luftpolizei" ist in­
zwischen zu einer handfesten 
kleinen Luftwaffe angewachsen. 
In der Sowjetzone fliegen be­
reits MIG-Düsenjäger und deut­
sche Wehrmachtsmaschinen mit 
KVP-Besatzungen. Der KVP 
wurden insgesamt 7 Flugplätze 
allein seit Mitte Juli von den 
Sowjets übergeben.

Wenn diese Dinge von Pan­
kow beharrlich verschwiegen und 
zuweilen sogar dementiert wer­
den, dann lediglich mit Rück­
sicht auf die kommunistische 
Kampagne gegen einen west­
deutschen Verteidigungsbeitrag, 
der erst durch jene so%vjetzonale 
Schattenarmee auf die Tages­
ordnung der europäischen Poli- 
tik gekommen ist.
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Bevor die 
Würfel fallen . . .
Es hat selten eine im diplo­

matischen Geschehen so dyna­
mische Woche gegeben wie die 
vergangene, in der zu spüren 
war, daß wirklich wichtige und 
vielleicht dramatische Entschei­
dungen auf uns zukommen. Die 
Europa-Reise Edens nach Brüs­
sel, Bonn, Rom und Paris, der 
Blitzbesuch des amerikanischen 
Außenministers in Bonn und 
London, wo seine eigenen An­
schauungen mit den Ergebnis­
sen der Eden-Reise im Beisein 
Churchills konfrontiert wurden, 
— das alles zeigt, daß wir im 
Ablauf einer großen politischen 
Handlung stehen, deren Aus­
gang noch völlig ungewiß ist.

Wir wissen heute, daß eine 
volle Einigung der Westmächte 
über die Probleme, die nach dem 
Scheitern der EVG akut gewor­
den sind, noch nicht erzielt wor­
den ist. Es gibt wahrscheinlich 
eine Übereinstimmung in der 
grundsätzlichen Betrachtung, 
aber noch nicht über die prak­
tische Verwirklichung. Man kann 
nur hoffen, daß auf der für 
Ende September vorgesehenen 
Konferenz das noch fehlende 
Einvernehmen erzielt werden 
wird. Das wird sehr schwierig 
sein, und es wird vor und wäh­
rend dieser Konferenz ganz 
sicher noch neue Anstrengungen 
Moskaus geben, um die franzö­
sische Entscheidung noch mehr 
zu erschweren.

Die letzten Versuche
Es ist heute noch keineswegs 

sicher, ob Mendes-France der 
praktischen Verwirklichung ge­
meinsamer Beschlüsse der West­
mächte (falls sie zustande kom­
men sollten), also dem Handeln, 
nicht doch noch eine Vierer- 
Konferenz vorangehen lassen 
möchte, um nochmals den „letz­
ten Versuch“ zu machen. Das 
Würde wiederum die uferlose 
Verzögerung notwendiger Ent­
scheidungen und zugleich den 
weiteren Einsatz sowjetischer 
Lockungen und Drohungen be­
deuten,. der dann wieder zu 
einem neuen „letzten Versuch“ 
verführen könnte. Die einzig 
sinnvolle Tat, nämlich die, we­
nigstens die europäischen und 
deutschen Tatsachen zu verän­

dern, wenn Moskau seine eigene 
Haltung nicht zu verändern 
vermag, würde auf diese Weise 
immer weiter verschoben.

Das ist ein Weg, den die Part­
ner Frankreichs nicht mitgehen 
können. Niemand von ihnen will 
Frankreich isolieren — das will 
nur Moskau. Gerade auch von 
der deutschen Presse war nach 
dem Scheitern der EVG fast ein­
mütig der Standpunkt vertreten 
worden, — den man übrigens 
in Paris nicht übersehen sollte 
— daß neue Lösungen nur mit 
Frankreich gesucht werden soll­
ten. Andererseits aber hat von 
den Partnern Frankreichs nie­
mand noch die Neigung, bei 
einem neuen französischen Nein 
das man dann ein „Njet“ nennen 
müßte, auf die Erfüllung unbe­
streitbarer Notwendigkeiten zu 
verzichten, o.der diese Erfüllung 
erneut einer jahrelangen Verzö­
gerung auszusetzen.

Es geht hier keineswegs nur 
um deutsche, sondern auch um 
europäische Lebensinteressen, 
und es geht um die Beendigung 
der europäischen Krise, die um 
die gemeinsame Wahrun'g dieser 
Interessen ausgebrochen ist. 
Diese Krise schwelte seit Jah­
ren in der Unfähigkeit Frank­
reichs, zu der ihm gestellten 
Frage ein klares Nein oder Ja

zu sagen. Sie kam mit dem 
Nein zum offenen Ausbruch. 
Heute ist sie noch heilbar; mor­
gen wird sie, sich selbst stei­
gernd» zwar nicht zu einem Zu­
sammenbruch, aber zu dem von 
Moskau erstrebten Auseinander­
bruch Europas führen, wenn 
Frankreich sich zum zweiten 
Male einer Lösung versagt, die 
seine Partner anzunehmen be­
reit sind. Dann gibt es nämlich 
keine Alternative mehr, die von 
allen gemeinsam verwirklicht 
werden könnte, sondern es gibt 
nur noch die Pflicht, das Not­
wendige auch ohne Frankreich 
zu tun. Das wäre erst die wirk­
liche europäische Krise,

Nicht lange Zeit
Es hat gegenüber Paris we­

der an realistischen Warnungen 
noch an pathetischen Beschwö­
rungen gefehlt. Beides kam 
noch gestern in Straßburg aus 
dem beredten Mund des belgi­
schen Außenministers Spaak, 
der ein Freund Frankreichs ist. 
Es bleibt, b e v o r  d i e  W ü r ­
f e l f a l l e n ,  auch für Mendes- 
France nicht mehr lange Zeit, zu 
überlegen, zu rechnen und zu 
prüfen, was das französische In­
teresse wirklich fordert und 
Frankreich zugleich der freien 
Welt schuldet. . .

IG Metall stimmt für Europa
Hannover (AP). Der dritte Ge­

werkschaftstag der IG Metall 
hat 111 Hannover in einer Ent­
schließung den Zusammenschluß 
der europäischen Völker zu 
einem großen europäischen 
'Wirtschaftsgebiet gefordert und 
gleichzeitig ein Bekenntnis zur 
Montanunion abgelegt.

Infiltration nicht gelungen
Flensburg (BPÄ). Wegen liä- 

deîsführerseliaft in einer illega­
len Organisation, Staatsgefähr­
dung und Geheimbündelei ver­
urteilte die Erste Große Straf­
kammer des Landgerichts Flens­
burg den 24 Jahre alten Schuh­
macher Karl Syben aus Kiel zu 
sieben Monaten Gefängnis.

Nach einem bei dem Verur­
teilten gefundenen acht Seiten 
langen geheimen Arbeits- und 
Organisationsplan der verbote­
nen kommunistischen FDJ kon­
zentriert sich die illegale FDJ- 
Arbeit in Schleswig-Holstein be­
sonders auf die Infiltration der

Gewerkschaften. Aus dem Pro­
tokoll der elften Bundesvor­
standssitzung der KPD geht 
allerdings hervor, daß die kom­
munistische Beeinflussung der 
Gewerkschaftsjugend als „nicht 
gelungen“ betrachtet wird.

Antwort an die SED
Berlin (DPA). Auf die fort­

während von der SED gestell­
ten Anträge auf Abhaltung von 
Wahlversammlungen in Berlin- 
Kreuzberg hat der Kreuzberger 
Bürgermeister Willi Kressmann 
in einem Brief an das Sekreta­
riat der SED geantwortet. In 
dem Brief heißt es: „Wir brin­
gen Ihnen nochmals zur Kennt­
nis, daß die Kreuzberger Be­
völkerung und Verwaltung nicht 
gewillt sind, öffentliche Ver­
sammlungen Ihrer Partei zu 
dulden, solange uns freien und 
demokratischen Bürgern nicht 
das Recht der Rede und der 
Versammlungsfreiheit im sowje­
tisch besetzten Gebiet einge­
räumt wird.“



N eunm ächtekonferenz am  28 . September
Deutsche Wiederbewaffnung im Mittelpunkt internationaler Politik

Berlin (DPA/'AP/Eigenmeldung). Die Frage der Wieder­
be waffnung Deutschlands und seiner Einbeziehung in ein ver­
einigtes Europa ist weiterhin Hauptthema der internationalen 
Politik. Nach dem Scheitern der EVG bemühen sich die West- 
mächte mit allen Mitteln, eine gleichwertige Lösung zu finden, 
und es liegen nunmehr von amerikanischer, britischer und 
französischer Seite Vorschläge vor, die Diskussionsgrundlage 
der von London angeregten und für den 28. September fest­
gesetzten Neunmächtekonferenz sein werden.

An dieser Londoner Konfe­
renz nehmen Frankreich, Eng­
land, die USA, Kanada, Belgien, 
Luxemburg, Holland, Italien 
und die Bundesrepublik teil. 
Man will versuchen, hier eine 
einheitliche westliche Linie zu 
finden. Die Sowjets haben ihr 
Ziel, vor einer solchen Konfe­
renz eine Viererkonferenz mit 
Moskau durchzusetzen, nicht er­
reicht.
Der britische Vorschlag

Auf einer Blitzreise durch die 
europäischen Hauptstädte hatte 
der britische Außenminister 
Eden als erster einen Plan vor­
gelegt: Einbeziehung Deutsch­
lands in den Brüsseler Pakt 
von 1948, der nicht nur die 
Frage der europäischen Ver­
teidigung, sondern auch des 
Zusammenschlusses Europas um­
faßt. Anschließend soll Deutsch­
land in den Nordatlantikpakt 
auf genommen werden. Die R.eso- 
nanz auf diesen Plan war so 
gut, daß die Londoner Neun­
mächtekonferenz einberufen wer­
den konnte.
Volle Gleichberechtigung

Eine Blitzreisö nach Bonn und 
London machte US-Außenmini- 
ster Dulles. Washington drängt 
vor allem darauf, der Bundes­
republik so schnell wie möglich 
die Souveränität zu geben und 
befürwortet in erster Linie die 
direkte Mitgliedschaft der Bun­
desrepublik im Nordatlantik­
pakt.

Aus dem Kommunique, das 
nach Dulles’ Besprechung mit 
Premierminister Churchill und 
Außenminister Eden in London 
herausgegeben wurde, geht her­
vor, daß die USA und Groß­
britannien beschlossen haben, 
sich mit Nachdruck für die Auf­
nahme der Bundesrepublik in 
das westliche Verteidigungs­
system auf der Grundlage der 
„vollen Gleichberechtigung“ ein­
zusetzen.

Die Worte „volle Gleichberech­
tigung“ lassen nach Ansicht 
Londoner politischer Kreise 
darauf schließen, daß sich die 
USA und Großbritannien über 
die Aufnahme Deutschlands in 
die NATO einig sind. Die weite­
ren Punkte des britisch-ameri­
kanischen Planes sind:

1. Das Besatzungsstatut wird 
durch eine Erklärung der West­
mächte abgeschafft.

2. Zwischen der Bundesrepu­
blik und den drei Westmächten 
werden neue Verträge geschlos­
sen über ihre Beziehungen zu­
einander, den Status der in 
Deutschland stationierten alli­
ierten Truppen, über die Rechte 
der Alliierten in Berlin und 
über die Vorbehalte in Fragen 
der Wiedervereinigung, bei 
denen die Alliierten an Vier- 
mächte-Vereinbarungen gebun­
den sind.

S. Aufnahme Deutschlands in 
die NATO unter gewissen Kon­
trollen.

4. Aufnahme Deutschlands, 
Italiens und möglicher-weise

Dänemarks und Norwegens in 
den Brüsseler Pakt.

Wie in London weiter be­
kannt wurde, haben Eden und 
Dulles auch die Maßnahmen er­
örtert, die die beiden Länder 
ergreifen sollen, falls das fran­
zösische Parlament die west­
lichen Pläne für eine Wieder­
bewaffnung Deutschlands zum 
zweiten Male ablehnt. Amtliche 
Kreise erklärten, ein direktes 
Militärbündnis zwischen den 
USA, Großbritannien und 
Deutschland wäre dann mög­
licherweise ein Weg. 
Frankreichs Flau

Schließlich hat Frankreichs Mi­
nisterpräsident Mendes-France 
einen Plan vorgelegt, dessen 
Hauptpunkte lauten:

Abschluß eines westeuropäi­
schen Sicherheitspaktes unter 
Einschluß Großbritanniens und 
weiterer europäischer Staaten 
über den Rahmen der sechs 
EVG-Länder hinaus auf der 
Basis des Brüsseler Vertrages.

Volle Gleichberechtigung der 
Bundesrepublik.

Jährliche Festlegung der 
Stärke und Art der Streitkräfte 
jedes Mitgliedes und Kontrolle 
der Rüstung durch einen zen­
tralen Rat der Paktmächte, der 
jedoch keine supranationalen 
Befugnisse haben soll.

Die Yerteidigungsorganisation 
soll der NATO unterstehen.

Starke US-Flotte im Pazifik
Washington (DPA). Die USA 

haben im Pazifik 15 Flugzeug­
träger, 10 Kreuzer, 125 Zerstö­
rer und 60 U-Boote für den Fall 
„etwaiger kritischer Entwick­
lungen“ zusammengezogen. Ein 
großer Teil dieser Flotte soll 
bereit sein, die 7. US-Flotte, die 
Formosa schlitzt, zu unterstüt­
zen.

Rotchinas Sündenregister
New York (AP/DPA). Zwei 

Tage vor Beginn der UN-Vpil- 
versammlung veröffentlichte der 
amerikanische UN-Chef delegierte 
Lodge eine Erklärung, in der 
Rotchina beschuldigt wird, in 
den letzten vier Jahren wenig­
stens 39 „Piraten-übergriffe“ auf 
ausländische Schiffe und Flug-

zeuge geführt zu haben.' China 
habe sich damit eines „ständi­
gen aggressiven Drucks auf die 
freie Welt“ schuldig gemacht.

MiG IS nicht gefragt
Helsinki (DPA), Die finnische 

B.egierung hat ein sowjetisches 
Angebot auf mehrere Düsen­

jäger vom Typ MIG-15 abge- 
lehnt.

Wie die Stockholmer Zeitung 
„Svenska Dagbladet“ meldet," 
wurden vor einiger Zeit von der 
finnischen Regierung drei bri­
tische Düsenjäger angeschafft. 
Daraufhin erbot sich die Sowjet­
union, Finnland drei MIG-Jäger 
zu vorteilhaften Bedingungen zu 
liefern und außerdem Luftwaf­
feninstrukteure zu stellen.



Keine Antwort an Pankow
K oen en  luh* umsonst — Erst fre ie  W ahlen

75000 km Straße 
werden ausgebaut

Köln (BPAi). In einem vom 
Bundesverkehrsministerium auf- 
gestellten Zehnjahres-Programm 
für den Straßenbau ist geplant, 
mit einer Gesamtsumme von 
etwa 23 Milliarden DM rund. 
75 000 Kilometer Straßen aller 
Kateg orien Verkehrs gerecht aus­
zubauen. Bies erklärte Bundes- 
verkehrsminister Seebohm auf 
einer Straßenbautagung in Köln.

Seebohm rechnet damit, daß 
bereits im kommenden Früh­
jahr mit dem Hauptprogramm 
begonnen werden kann.

Ber Schiffskörper ist aus Alu­
minium und hebt sich als „Gleit­
boot“ mit der vorderen Hälft© 
aus dem Wasser empör. Her­
ausziehbare Schwimmer erhalten 
das Schiff bei großer Reise­
geschwindigkeit im Gleichge­
wicht. Bie Schiffsschrauben wer­
den durch den überwasser- 
Biisenantrieb von zwei bis vier 
Motoren mit stärkster Biick- 
stoßWirkung ersetzt.

Die kommenden Ozean-Kenner 
werden stromlinienverkleidet und 
nach dem neuesten Stand der 
Schiffbau technik durchkonstru­
iert sein. Der Brennstoffver­
brauch hielt sich bei den 
Versuchsfahrten mit leichten 
Booten,in mäßigen Grenzen und 
dürfte auch bei den projek­
tierten 5000- bis 10 000-Tonnen- 
Schnellschiffen kaum allzu groß 
sein.

Bei einer Überquerung des 
Nordatlantik in etw^ 35 Stunden 
können die Passagiere natürlich 
auf einen Teil der Bequemlich­
keiten der heutigen Passagier- 
dampfer verzichten. So auf Deck­
promenaden im Freien, Bäder, 
Tanzsäle und Bars. Die Decks 
werden bei der enormen Ge­
schwindigkeit der Schnellsehiile 
durchweg .verglast sein.

Bonn (BFA). Eine neu© Auf­
forderung der sowjetzonalen 
Volkskammer an den Bundes­
tag, gemeinsam© Beratungen 
abzuhalten, wird nicht beant­
wortet werden. Bies wurde in 
Bonn mitgeteilt. Besonders 
wurde darauf hingewiesen, daß 
in dem Volkskammerbrief die 
Forderung des Bundestages 
nach freien gesamtdeutschen 
Wahlen mit keinem Wort er­
wähnt werde. Zur "Übermittlung 
des Briefes war der Leiter des

Im übrigen wird auch der 
normale Passagierdampferver­
kehr durch den Bau von Gas- 
turbinen-Schnellschiffen neuen 
Antrieb erhalten. Die wichtig­
sten Forderungen, die der Ree- 
der bisher an die Gasturbine 
stellte, wurden auf Grund der 
in stationären Anlagen erprob­
ten Erfahrungen restlos erfüllt. 
Die neuen Erkenntnisse deut­
scher Schiffbauer über die 
Schiffsform, die Schweißungen 
und Schwingungen im Schiffs­
raum werden auch in amerika­
nischen Keeder- und Schiffs­
ingenieurkreisen als wichtiger 
Beitrag zur Forschung im 
Weltschiffbau gewertet.

Düsseldorf (Eigenlneldung). 
„Hobby“ heißt ein Motorroller, 
der in Westdeutschland in Kürze 
auf den Markt kommen wird. 
Er verfügt über einen 75-ccm- 
Einzylinder - Zweitakt Motor. 
Neuartig ist das erstmalig 
serienmäßig im Zweiradbau ver­
wandte vollautomatische und 
stufenlose Getriebe. Eine Bewe­
gung des Gasdrehgriffes genügt, 
und das „denkende Getriebe“ 
des Kollers wählt die jeweils 
richtige Übersetzung. Dadurch

Volkskammer-Sekretariats, Wil­
helm Koenen (SEB), nach Bonn 
entsandt worden.

207 000 Schicksale 
ungeklärt

Genf <AP). Nach den der TJN- 
Kriegsgefangenen - Kommission 
vorliegenden Berichten der ein­
zelnen Regierungen ist das 
Schicksal von etwa 97 000 Deut­
schen, 46 000 Japanern und 1000 
Spaniern, die W'ährend des letz­
ten Krieges in sowjetische und 
chinesische Kriegsgefangenschaft 
gerieten, noch immer ungeklärt. 
Darüber hinaus fehlt von 63 000 
Italienern, die an der Ostfront 
kämpften, jede Spur.

Nuschke-Parteitag mit 
Hindernissen

Berlin (Eigenmeldung). Bie 
Führungsclique der Sowjetzonen­
CDU hatt© es sch-wer, für ihren 
sogenannten Parteitag vom 21. 9. 
bis 25. 9. in "Weimar genügend 
Delegierte zu finden. Bie inner­
parteilichen Wahlen hierzu 
konnten nur sehr schleppend in 
den unteren Einheiten durchge­
führt werden. Der größte Teil 
der kleineren und vor allem 
ehrenamtlichen Funktionäre war 
nicht mehr bereit sich wählen, 
d. h. bestimmen zu lassen.

Nach Angaben von Otto Nusch- 
ke sind etwa 60 Gäste aus der 
Bundesrepublik eingeladen wor­
den. Eine endgültige Zusage zur 
Teilnahme an dem Parteitag von 
Dr. Heinemann lag zum größ­
ten Ärger der Parteileitung bis 
zum Beginn der Tagung nicht 
vor.

wird ^jetzt auch während der 
Fahrt das Kuppeln überflüssig. 
„Hobby“ wiegt ganze 70 kg und 
soll etwa 85.0 DM kosten.

Neben Motorrad und Roller 
ist das Moped schon seit lan­
gem zum „dritten Stand“ un­
ter den Zweirädern geworden. 
34 Firmen stellen gegenwärtig 
rund 60 verschiedene Typen her. 
Die Preise bewegen sich zwi­
schen 398 und 595 DM — durch­
schnittlich also um 500 DM. 
„1 PS für 500 DM“ heißt die 
Losung von Hunderttausenden.

In 35 Stunden nach USA
Das Turb inen-G leitsch iff kom m t

Bonn (dtd). — Amerikanische und deutsche Schiffbau-In­
genieure sind seit Monaten damit beschäftigt, Modelle von 
Ozean-Schnellschiffen zu erproben, die als turbinengetriebene 
Gleitschiffe den Nordatlantik in 30 bis 40 Stunden überqueren 
sollen. So erreichte ein derartiges Versuchsboot auf der Unter­
elbe vor einiger Zeit eine Stundengesehwindigkeit von über 
hundert Kilometer. Es ist nach ganz neuen Erkenntnissen der 
Schiffbauteclinik gebaut.

Motorroller mit „denkendem Getriebe“



Krim-Trips und Karlovy-Parties
Familie S taatssekretär aus Pankow  rerre ist - Yier W oelien Balaklaw a für 4500 Rubel

Jeden zweiten Morgen um 6.15 Uhr startet eine zweimotorige 
Sowjetmaschine vom Flugplatz Schönefeld nach Sewastopol. 
Sie trägt ein halbes Dutzend Staats- und Parteifunktionäre mit 
ihren Familien zum Erholungsurlaub an die Krim. Bund 60 
andere fahren zweimal wöchentlich mit dem Schnelltrieb wagen 
vom Ostbahnhof nach Prag. In Karlovy Vary, dem alten Karls­
bad, dürfen sie durchschnittlich 2000 Bubei ausgeben, die ihnen 
das sowjetzonale Finanzministerium bewilligen muß. „Krim- 
Trips“ und „Karlovy-Parties“ nennen die SED-Privilegierten 
diese Fahrten. Und sind jedes Jahr aufs neue froh, wenn das 
„Internationale Büro“ des Zentralkomitees sie auf die „Außen- 
urlau!>s“-Karte setzt.

Ausgesucht -werden dis „De­
visenschlucker", wie man die 
prominenten Reisenden im F i­
nanzministerium mißgünstig 
nennt, vom ZK der SED. Hier 
wird auch entschieden, wer an 
die Krim darf und wer sich mit 
Karlsbad begnügen muß. In Ba­
laklawa, Alupka und Sadak lan­
den dann meist die Minister und 
Staatssekretäre, während Haupt- 
abteiiungsleitern, Nationalpreis­
trägern und den obligatorischen 
vier Prozent „werktätigen Ver­
tretern“ die Acht-Stunden-Fahrt 
im Prager Schnelltriebwagen 
Vorbehalten bleibt. Die großen 
sowjetischen Funktionärsbäder 
waren bisher nur Pieck und Ul­
bricht zugänglich. Die Kaste der 
Moskauer Regierungsbeamten 
achtet streng auf ihr Privileg.

Ein vierwöchiger Urlaub für 
eine Staatssekretärfamilie koste­
te in Balaklawa im Juni 1954 
ganze 4500 Rubel. Die beiden 
für ausländische Besucher reser­
vierten Hotels sind ehemaliger 
Zarenbesitz. Den Gästen wird 
vom Sowjetwirt jedes Schuhe­
putzen und jeder Weckauftrag 
in Rubel angekreidet. Besteht 
die Gefahr, daß der Gast sein 
Konto überzieht, bremst die 
Hotelverwaltung: „Etwas ein­
schränken, Genosse, bitte sehr!“

Kleines Politkonto
Der Grund, der neben den 

landschaftlichen Reizen manchen 
sowjetzonalen Regierungs- und 
Parteifunktionär in die Krim- 
Gegend zieht: Beamte der
Deutschland-Abteilung des Mos­
kauer Außenministeriums be­
suchen die sowjetzonalen Gäste, 
lassen sich außerhalb der üb­
lichen Informationswege von 
Vertretern der SED-Regierung 
über die Lage unterrichten. 
Mancher der Betreffenden hofft, 
sich dadurch ein kleines Polit-

konto in Moskau anzulegen, das 
man für Eventualfälle der SED- 
Personalpolitik benutzen kann.

Immerhin wird der Weg zur 
Krim nicht leicht gemacht. Im 
Februar meldet das ZK die 
Reisekandidaten der sowje­
tischen Hochkommission. Min­
destens zwei Monate werden in 
Moskau die Akten geprüft: Viel­
leicht ist einer der Urlauber in­
zwischen amerikanischer Agent 
geworden, seit er das letzte Mal 
in Sadak Kaviarbrötchen aß?

Da» übliche Mißtrauen
Wenn dann der EMW, Tatra 

oder SIS auf das Schönefelder 
Rollfeld gleitet, bittet der Platz­
offizier zu einem kleinen Mor­
genimbiß : „Maschine kommt
gleich, kleiner Verspättung!“ 
Eifrige Träger mühen sich um 
das Gepäck: „Schlüssel bitte
steckenlassen, nur pro forma . .“

Man kennt das, es ist jedes 
Jahr das gleiche. Jeder Koffer 
wird bis in die Nähte gefilzt, 
aber ein Staatssekretär soll 
nicht merken, daß man seine 
Privatsachen kontrolliert.

Z w ei P a ß b ild e r
Von jedem, ob Minister oder 

Reklamewerktätiger, werden 
zwei neueste Paßbilder ver­
langt. Im Urlaubsort stehen Ta­
xameter und Fremdenführer zur 
Verfügung: „Aus verwaltungs­
technischen Gründen bitte nur 
die angegebenen Wagen be­
nutzen!“ Man sagt, daß in Ba­
laklawa von zwei Stubenmäd­
chen drei MWD - Agentinnen 
seien. Die Rückreise führt regel­
mäßig über Moskau. Auf dem 
Flugplatz Tuschino das gleiche 
wie in Schönefeld: „Schlüssel 
bitte im Gepäck lassen, nur pro 
forma!“ Die Genossen kommen 
dann von Mai bis August in 
Russenblusen andenkenbehangen

nach Ostberlin, ab September 
werden sie in Russenmützen 
fotografiert.

Im Finanzministerium stöhnen 
die Funktionäre: „Dafür schik- 
ken wir das halbe Ministerium 
nach Bad Liebenstein und be­
halten noch was übrig!" Nur 
den rund 10 bis 15 Schau-Prole­
tariern und Aktivisten, die das 
ZK alljährlich aus Propaganda­
gründen in die Gefilde des Krim- 
Sektes schickt, wird davon 
nichts erzählt. Sie glauben stolz, 
Gäste des Sowjetstaates gewesen 
zu sein.

In Karlsbad ist es realer. Die 
Urlauber, die fast gleich schar­
fen Sicherheitsbestimmungen 
wie die Krim-Fahrer unterlie­
gen, erhalten in Ostberlin so­
genannte „Handelsschecks“. Was 
sie ausgeben dürfen, wird ihnen 
genau gesagt. Die CSR kauft 
für die Schecks auf der näch­
sten Leipziger Messe ein.
* Die Preise sind beinahe noch 
gepfefferter als in der Sowjet­
union. Ein Hotelzimmer kommt 
auf IS bis 20 Rubel, der auch 
hier als Verrechnungskurs gilt. 
Der Snobismus der Prager 
Funktionäre ist fast noch un­
leidlicher als die Eitelkeit der 
Moskauer Behörden-Aristokratie. 
Wer keine Beziehungen zu Pra­
ger Dienststellen hat, kommt 
sich bald einsam und überflüs­
sig vor.

Die „Großen“ haben aus un­
erfindlichen Quellen kleine Son­
derkonten in Prag. Sie kommen 
mit ganzen Koffern tschechi­
scher Lederwaren und Beklei­
dung' nach Ostberlin zurück. Die 
„Kleinen“ suchen einzusparen 
und kommen stolz mit einem 
Paar böhmischer Lackstiefel auf 
dem Ostbahnhof an. Dafür ha­
ben sie mindestens zehnmal das 
Abendbrot nicht auf den Reise­
scheck gesetzt.

Trotzdem mopst sich jedes 
Jahr auch der kleine Funktio­
när, wenn er nach Karlsbad 
fahren darf. In Bad Liebenstein 
oder dem Ostsee-Funktionärs­
bad Kühlungsborn hätte er es 
vermutlich angenehmer und be­
quemer gehabt. Aber das Be­
wußtsein: „Ich war Gast der 
tschechoslowakischen Volksde­
mokratie!“ liebt den Genossen 
höher als ein echtes Urlaubs­
vergnügen.



Rüstungsfachleute für Polen
„Technische Zusammenarbeit44 — Bisher 400 Personen

Berlin (Eigenbericht). Der Austausch von Fachleuten der 
Rüstungsindustrie zwischen Polen und der Sowjetzone, der 
bereits seit einiger Zeit im Gangs ist, soll in Zukunft verstärkt 
werden. Seit April 1954 sind etwa 50 polnische Teams mit ins­
gesamt 400 Personen in die Sowjetzone gekommen, während 
etwa 300 Fachleute der sowjetzonalen Schwerindustrie nach 
Polen fuhren.
Zweck dieser „technischen Zu­

sammenarbeit" ist es, die Polen 
mit den Produktionsmethoden 
der sowjetzonalen Betriebe be­
kanntzumachen oder ihnen ln 
Polen selbst bei der Weiter­
entwicklung ihrer Rüstungspro­
duktionen zu helfen.

Die Teams bestehen aus Qua­
litätsarbeitern, Technikern, Füh­
rern von Arbeitsbrigaden und 
Ingenieuren. Es sind ausnahms­
los Parteimitglieder, die genau 
überprüft worden sind.

Polnische Teams besuchten in 
der Sowjetzone u. a. das Werk 
„Schwermaschinenbau Ernst 
Thälmann" (früher Krupp-Gru- 
son) in Magdeburg-Buckau, das 
Leunawerk, das Edelstahlwerk 
Döhlen, die Maxhütte in Unter-

Die Una Sancta
Berlin (Eigenmeldung). „Wir 

haben kein fertiges Ergebnis 
vorzulegen, weil wir selbst 
keine Fertigen sind. Aber die 
Tagung hat uns enger zusam- 
mengeführt.“ Dies sagte Kurt 
Krüger, der Vorsitzende der 
Una Sancta in Berlin, auf einer 
öffentlichen Veranstaltung im 
Gemeindesaal am Hohenzollern- 
platz, mit der die erste gesamt­
deutsche Tagung der Una 
Sancta ihren Ausklang fand.

In $inem Aufruf an die 
Christenheit bekannte sich die 
Una Sancta zu der Einsicht, daß 
die Forderung Christi nach der 
Einheit der Christen in Ver­
gangenheit und Gegenwart nicht 
ernst genug befolgt worden sei. 
„Wir bekennen, daß die Spal­
tung der Christenheit unsere 
menschliche Schuld ist und daß 
die Botschaft Jesu Christi durch 
diese Spaltung weithin in der 
Welt unglaubwürdig geworden 
ist.“ Der Aüfruf schloß mit 
einem Appell zu Gebet und 
Arbeit, damit die Qespaltenheit 
der Christen überwunden werde.

wellenborn, die Warnowwerft 
in Warnemünde und die Jenaer 
Zeiss-Werke.

München (Eigeumeldung). Die 
Arbeitsgemeinschaft westdeut­
scher Rundfunkanstalten hat 
unter gleichberechtigter Beteili­
gung des Senders Freies Berlin 
beschlossen, die Bundesregie­
rung zu bitten, daß diese sich 
bei den Alliierten um die Ge­
nehmigung zum Betrieb eines 
Eangwellensenders einsetzen 
möge. Das kulturelle Programm 
dieser Station soll durch alle 
westdeutschen Sender und den 
SFB gestaltet werden. Für die

tagte in Berlin
Die Tagung, die unter dem 

Thema „Die Einheit und Zer­
rissenheit der Kirche“ stand, 
zählte etwa 150 ständige Teil­
nehmer, vor allem Theologen 
aus beiden Teilen Deutschlands. 
Für das nächste Jahr ist eine 
gesamtdeutsche Tagung der Una 
Sancta auf Burg Rothenfels bei 
Würzburg geplant.

Die Una Sancta strebe, so 
sagte Pfarrer Dr. Pinsk, Berlin, 
weder zu einem Interkonfessio- 
nalismus noch zur Gründung 
einer „dritten Konfession“. Es 
gehe zunächst um das Verstehen 
der Position des anderen und 
um deren christliche Einord­
nung. In voller Erkenntnis aller 
Schwierigkeiten der Arbeit, die 
nicht nur auf dogmatischen 
Unterschieden, sondern allzu oft 
auch auf Unkenntnis der Ziele 
und auf Vorurteilen von seiten 
der interessierten Christen be­
ruhten, bekannte Propst D. As- 
mussen (K iel): „Die Zerrissen­
heit der Kirche ist unsere Not; 
es wird eine einheitliche Kirche 
geben — wir glauben daran!“

Religionshuch 
für Taubstumme

Berlin (Eigenmeldung). Das 
erste von der evangelischen 
Kirche für Gehörlose ha2'aus- 
gegebene Religionsbuch wird an 
1200 Taubstumme in Berlin- 
Brandenburg verschenkt. Die 
Berliner Taubstummenseelsorger 
Bartel und Stövesand haben aus 
Spenden des Konsistoriums, der 
Stadtsynode und der Haupt­
bibelgesellschaft das Buch zu­
sammengestellt.

politischen Aufgaben und die 
Nachrichtendienste wird eine 
Redaktion in Berlin errichtet.

Das Programm des Lang- 
■wellensenders wdrd nach der 
getroffenen Regelung besonders 
mannigfaltig sein, vor allem im 
Hinblick auf die Hörer in der 
Sowjetzone, die über alle kultu­
rellen und politischen Ereig­
nisse im Westen unterrichtet 
werden sollen. Die Verlegung 
der politischen Redaktion nach 
Berlin war seit langem geplant 
und entspricht der Aufgabe des 
Senders, sachliche und zuver­
lässige Informationen für alle 
deutschen Landesteile zu geben. 
Der Langwellensender strahlt 
bereits seit einigen Monaten ein 
Versuchsprogramm aus, das je­
doch nur aus Musik besteht.

SED-Theater
Berlin (hvp). In der kommen­

den Theatersaison wird in Ost­
berlin erstmalig ein Theater­
stück von A. Matusche insze­
niert, das den Titel „Die Dorf­
straße“ trägt und sich mit den 
„Beziehungen zwischen deut­
schen und polnischen Menschen 
nach 1945“ beschäftigt. Der Ver­
fasser erhielt den Auftrag, das 
Theaterstück abzufassen, von 
der Kulturabteilung des SED- 
Zentralkomitees. Die Gesamt­
tendenz des SED-Theaterstücks 
läuft darauf hinaus, die Oder- 
Neiße - Linie erneut als „un­
antastbar" und die unter pol­
nischer Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebiete als „ur- 
polnische Gebiete“ darzustellen.

Langwellensender beantragt
Reiches Programm für die Zone — Redaktion in Westberlin



Gedenkbibliothek feierlich eröffnet
über 110ÖÖÖ Bände — Modernste Bibliothek Europas
Berlin (Eigenbericht). „Diese Gründung beruht auf der unbe­

grenzten Freiheit des menschlichen Geistes. Denn hier scheuen 
wir uns nicht, der Wahrheit auf allen Wegen zu folgen und 
selbst den Irrtum zu dulden, solange Vernunft ihn frei und 
unbehindert bekämpfen kann.“ Diese eindrucksvollen Worte des 
früheren amerikanischen Präsidenten Jeiferson stehen am Ein­
gang der „Amerika-Gedenkbibliothek / Berliner Zentralbiblio­
thek“, die als modernste Bibliothek Europas am Blücherplatz 
in Berlin-Kreuzberg eröffnet wurde.

In dem imposanten sechsstök- 
kigen Gebäude in unmittelbarer 
Nähe der Sektorengrenze hatten 
sich 300 Ehrengäste versammelt 
sowie der Regierende Bürger­
meister Dr. Schreiber, Oberkom­
missar Botschafter Conaht, Vize­
kanzler Blücher und Vertreter 
des Bibliothekwesens aus In- 
und Ausland.

Der Regierende Bürgermeister 
bezeiehnete die Bibliothek, die 
aus amerikanischen Mitteln in 
Höhe von 5,4 Millionen DM in 
zweijähriger Bauzeit errichtet 
wurde, als ein Zeichen dafür, 
wie stark die Gemeinschaft und 
die Verbundenheit zwischen dem 
amerikanischen und dem deut­
schen Volke ist.

Sichtlich bewegt hielt Dr. Co- 
nant in deutscher Sprache eine 
Ansprache, in der er vor allem 
an die deutsch-amerikanische 
Zusammenarbeit in der Zeit der 
Blockade erinnerte, deren Ge­
denken die Bibliothek gewidmet 
ist.

„Diese Bibliothek soll die Be­
deutung Berlins als eines der 
großen geistigen Widerstands­
zentren gegen die Unfreiheit 
dokumentieren.“ Bis zum Tage

Staatsbesuch
Zur Eröffnung der Berliner In­

dustrieausstellung am 25. Sep­
tember wird der Londoner Ober­
bürgermeister Sir Noel Yansittärt 
Böwater nach Berlin kommen. 
Er wird den Britischen Pavillon 
eröffnen.

Dieser Besuch ist eine offi- /! 
zielle Staatsvisite, zu der der 
höchste Würdenträger der City 
of London mit den gleichen 
Persönlichkeiten teilnimmt, die 
ihn bei allen Staatsanlässen be­
gleiten und seine Prozession 
bilden.

Der Lord Mayor selbst trägt 
seine traditionelle schwarze,.

der deutschen Wiedervereini­
gung bliebe es die Aufgabe der 
gesamten freien Weit, insbeson­
dere der Bundesrepublik und 
der drei in Westberlin anwesen­
den Sciiutzmächte, alles zu tun, 
um Berlin als dein Symbol der 
Freiheit Unterstützung auf wirt­
schaftlichem, militärischem und 
vor allem geistigem Gebiete zu 
geben.

Der Direktor der Gedenkbi­
bliothek, Dr. Fritz Moser, be­
tonte, daß gegenwärtig schon

Sieben Länder, die USA, Groß­
britannien, Frankreich, Italien, 
Österreich, Japan und die Bun­
desrepublik sind mit Darbietun­
gen des Theaters, der Oper, des 
Tanzes, der Musik oder mit 
Kunstausstellungen beteiligt. 
Einzelne Künstler kamen außer­
dem aus der Schweiz, den Nie-

aus London
goldverzierte Staatsrobe, die 
schwere, goldene Amtskette und 
den Dreispitz mit Straußenfeder.

Unmittelbar hinter dem Lord 
Mayor und seiner Gemahlin 
schreiten immer nebeneinander 
Schwertträger und Zepterträger.

Es folgen die beiden Sheriffs 
der City of London und hinter 
diesen der City-Marshal; den 
Abschluß bilden drei Footmen, 
Pagen des Lord-Mayors und 
der Sheriffs.

Das traditionelle Zeremoniell 
dieses Aufzuges wird man nun 
zum erstenmal auch in Berlin 
erleben.

mehr als 110 000 Bände in der 
Bibliothek vorhanden sind.

Die Gedenkbibliothek/Zentral­
bibliothek ist sowohl wissen­
schaftliche Bibliothek als auch 
Volksbücherei. Man hat ver­
sucht, die alte Tradition des 
deutschen Bibliothekswesens mit 
den neuen Erkenntnissen ame­
rikanischer Großbüchereien in 
eine sinnvolle und fortschritt­
liche Verbindung zu bringen. 
Der neue Bau besteht aus einem 
sechsgeschossigen Hauptgebäu­
de, das 68 Meter lang, neun 
Meter breit und 20 Meter hoch 
ist. Hieran schließt sich ein ein­
stöckiger Flachbau. Während 
das Erdgeschoß fast völlig ver­
glast würde, um den Lesern 
eine möglichst große natürliche 
Lichtquelle zu geben, sind die 
oberen Stockwerke zum Schutze 
der dort untergebrachten Bücher 
fast fensterlos. Diese oberen 
Stockwerke wirken nach außen 
jedoch keinesfalls eintönig, da 
der Sandstein gemustert ist.

derlanden, Spanien, Schottland 
und Australien.

In seiner Eröffnungsansprache 
betonte der Regierende Bürger­
meister Dr. Walther Schreiber, 
es sei sicher, daß auch in die­
sem Jahre die Festwochen wie­
der als ein Bekenntnis zu dem 
unverrückbaren Ziel eines 
einigen und freien Deutschlands 
in der Gemeinschaft der freien 
Völker empfunden werden wür­
den. „Berlin ist sich bewußt, 
daß es nicht genug ist, politisch 
standhaft zu sein und unbeirrt 
die Sache der Freiheit und Ge­
rechtigkeit zu vertreten, sondern 
daß Berlin auch geistige Kraft 
ausstrahlen muß, weit über das 
Weichbild unserer Stadt hinaus, 
als verantwortlicher Zeuge der 
Kultur und des geistigen Ge­
schehens der freien Welt“, sagte 
Schreiber.

Volksbildungssenator Tibur­
tius stellte bei seinen Eröff­
nungsworten heraus, daß in die­
sen Tagen die geistigen Leistun­
gen vor allem auch den Be­
wohnern des Ostsektors nahe 
gebracht werden.

Festwochen in Berlin eröffne!
Berlin (DPA/ÄP). In Anwesenheit zahlreicher Ehrengäste wur­

den mit einer von dem Intendanten Boleslav Barlog geschaf­
fenen Neuinszenierung von Goethes „Faust“ die 4. Berliner 
Festwochen, die bis zum o. Oktober dauern, im Schiller-Theater 
eröffnet.



E xil«CPU mir Einheitswahl

Der.umerzogene Otto Nuschke
Aus Kreisen der Exil-CDU 

wird irns au Otto Nusehkes 
Kandidatur bei der zweiten 
Finheitswakl der Sowjetzone 
der folgende Beitrag zu­
gesandt:
Ein Auftakt zu den Einheits­

wahlen am 17. Oktober soll der 
Parteitag der Ost-CDU in Wei­
mar sein, schrieb Otto Nuschke 
dieser Tage in seiner „Neuen 
Zeit“. Gewundert hat sich über 
diese Äußerung niemand mehr.' 
Man weiß: Otto Nuschke ist 
längst umerzogen zum SED- 
Sprecher dritten Grades. Er hat 
auch wohl nichts mehr dagegen 
einzuwenden, daß dies sogar auf 
seinem Parteitag in Weimar 
dokumentiert wird: In der Exn-

Freunda in der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen nnd ihre Meinung über 
den Inhalt änßern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postschließfacli 
Nr. 58 nach Berlin-Charlotten- 
bturg 9 mitzuteilen.

gangshalle hängt sein Bild 
zwischen den Konterfeis von 
Wilhelm Pieck, Otto Grotewohl, 
dem roten Dekan von Canter- 
bury und dem Vater des Atom­
spions Fuchs.

Gäbe es keine Einheits wähl, 
könnte Otto Nuschke ghnau so 
wenig wie seine SED-Yorgesetz- 
ten darauf hoffen, freiwillige 
Wählerstimmen zu erringen. Er 
wird also weiter auf seinem 
Ministerstuhl hocken, von den 
Mitgliedern seiner Partei ge­
haßt, von den Kommunisten 
verächtlich belächelt: Ein Mann, 
der sein Gesicht verlor.

Die Beispiele für Otto Nusch- 
kes plötzliche Anfälle von Ge­
sinnungswandel mit Linksdrall 
sind zahllos. Es begann mit dem 
Volkskongreß Ende 1947. Damals 
war er einer der Verfasser des 
CDU-Aufrufs, in dem die noch 
aufrecht gegen die Bolsche- 
wisierung der Zone kämpfende 
Partei ihre Mitwirkung an die­

sem Vorläufer - Parlament der 
Volkskammer verweigerte. We­
nige Tage später ließ derselbe 
Otto Nuschke sich ins Präsi­
dium dieses zweifelhaften Gre­
miums wählen!

Als sich am 7. Oktober 1949 
der dritte Volkskongreß selbst 
zur „provisorischen Volks­
kammer“ ernannte, und die 
Wahlen auf den Oktober 1950 
verschoben wurden, gab der 
neue stellvertretende Minister­
präsident Nuschke den Mit­
gliedern der Ost-CDU und der 
Öffentlichkeit die feierliche Ver-, 
Sicherung, es bestehe kein An­
laß, daran zu zweifeln, daß 
diese Wahlen nicht völlig demo­
kratisch mit getrennten Listen 
durchgeführt würden. Eine Ein­
heitsliste komme nicht in Frage^

An zahlreiche ehrliche Partei­
freunde, die in tiefer Sorge zu 
ihm kamen, verpfändete er aus­
drücklich sein Wort: „Ich stehe 
und falle mit der Durchführung

Die Einheits wählen in der 
Sowjetzone und Ostberlin finden 
zwar erst am 17. Oktober statt, 
aber das Wahlergebnis ist be­
reits am 12. September fest­
gelegt worden. An diesem Tage 
wurden dem Innenminister 
Sioph die Wahlvorscbläge, also 
die Einheitsliste, vorgelegt. Sie 
sind endgültig, nichts kann 
daran geändert werden.

Daß an einer solchen „Wahl*' 
niemand Interesse haben kann, 
ist klar. So klagt die SED- 
Presse denn auch über die ge­
ringe Beteiligung an Wahlver­
sammlungen und Aussprache­
abenden.

Aber- auch die Bezirkskandi­
daten und Volkskammerkandi­
daten haben keine Neigung, auf 
Versammlungen zur „großen 
Rechenschaftslegung“ zu er­
scheinen. Die Funktionäre 
machen es sich bequem und 
schicken ihre Sekretäre in die 
Betriebe und Dörfer. Im Kreis 
Schmölln haben sich z. B. von 
40 Kreistagsabgeordneten erst 
vier an der Rechenschaftslegung

demokratischer Wahlen ohne 
Einheitsliste!“

Das war 1949. Jetzt läßt sich 
Nuschke schon zum zweitenmal 
auf Einheitsliste wählen. Aber 
war er damals sagte, hat sich 
bewahrheitet, wenn auch an­
ders, als Nuschke meinte. Er 
ist zwar nicht abgetreten, wie 
er versprach. Er steht noch auf 
dem roten Podium von Pankow. 
Als Politiker und als Mensch ist 
er jedoch gefallen. Er hat kein 
Ehrenwort mehr, das er ver­
pfänden könnte — und darum 
verzichten wir auch darauf, ihn 
selbst an sein Versprechen von 
damals zu erinnern.

Nur die Bewohner der Zone, 
die im Oktober wieder in die 
Einheits - Wahllokale getrieben 
werden, werden vielleicht noch 
einmal bitter an die Wand­
lungen des umerzogenen Herrn 
Nuschke denken, der sich nicht 
schämt, wieder auf Einheitsliste 
zu kandidieren.

beteiligt. Den Vogel hat ein 
Volkskammerabgeordneter in 
Neubrandenburg abgeschossen, 
den in seinem Wahlkreis über­
haupt kein Mensch kennt.

SSB, herhörenl
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne Rück­
sicht auf die politische Ge­
sinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als*andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. - übrigens 
wird er auch dort gern 
gelesen.
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